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(Nr. 11598.) Geſetz, betreffend die Bereitſtellung weiterer Staatsmittel für die durch Geſetz 
vom 1. April 1905 angeordneten Waſſerſtraßenbauten. Vom 11. Juli 1917. 


e 0 + " * 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ze, 
verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 
81. 


Die Staatsregierung wird unter Abänderung des § 1 des Geſetzes, betreffend 
die Bereitſtellung weiterer Staatsmittel für die durch Geſetz vom 1. April 
1905 angeordneten Waſſerſtraßenbauten, vom 8. Mai 1916 (Geſetzſamml. S. 99) 
ermächtigt, für Herſtellung eines Schiffahrtkanals vom Rhein zur Weſer und 
Nebenanlagen ausſchließlich Kanaliſierung der Lippe von Weſel bis Datteln und 
von Hamm bis Lippſtadt ſtatt 239 590 000 Mark die Summe von 252 790 000 
Mark, alſo 13200000 — Dreizehn Millionen zweihunderttauſend — Mark 
mehr zu verwenden. Dieſer Betrag dient zur Herſtellung einer zweiten 
Mündung des Rhein-Herne⸗Kanals in den Rhein. 


i 82. 

Mit der Ausführung der im § 1 bezeichneten Kanalmündung iſt nur dann 
vorzugehen, wenn die Beteiligten einen einmaligen Beitrag von vierhundertfünfzig⸗ 
tauſend (450 000) Mark zu den Baukoſten in rechtsverbindlicher Weiſe über⸗ 
nommen haben. 

§3. 


$ 1 Abſ. 2 des Geſetzes, betreffend das Schleppmonopol auf dem Rhein⸗ 
Weſer⸗Kanal und dem Lippe⸗Kanal, vom 30. April 1913 (Geſetzſamml. S. 217) 
findet auf den Verkehr zwiſchen dem Rhein und Mülheim a. d. Ruhr allgemein 
Anwendung. 
Geſetzſammlung 1917. (Nr. 1159811600.) 23 
Ausgegeben zu Berlin den 20. Auguſt 1917. 
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(1) Die Staatsregierung wird ermächtigt, zur Deckung der im § 1 
erwähnten Mehraufwendungen, abzüglich des gemäß $ 2 zu leiſtenden Beitrags 
in Höhe von 450 000 Mark, Staatsſchuldverſchreibungen auszugeben. 

(2) An Stelle der Schuldverſchreibungen können, vorübergehend Schatz⸗ 
anweiſungen oder Wechſel ausgegeben werden. In den Schatzanweiſungen iſt der 
Fälligkeitstermin anzugeben. Die Wechſel werden von der Hauptverwaltung der 
Staatsſchulden mittels Unterſchrift zweier Mitglieder ausgeſtellt. 

) Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen, etwa zugehörige Zinsſcheine 
und Wechſel können ſämtlich oder teilweiſe auf ausländiſche oder auch nach einem 
beſtimmten Wertverhältniſſe gleichzeitig auf in⸗ und ausländiſche Währungen ſowie 
im Auslande zahlbar geſtellt werden. 

(4) Schatzanweiſungen und Wechſel können wiederholt ausgegeben werden. 

(5) Die Mittel zur Einlöfung von Schatzanweiſungen und Wechſeln können 
durch Ausgabe von Schatzanweiſungen und Wechſeln oder von Schuldverfchreibungen 
in dem erforderlichen Nennbetrage beſchafft werden. 

(e) Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen und Wechſel, die zur Einlöſung 
fällig werdender Schatzanweiſungen oder Wechſel beſtimmt ſind, hat die Haupt⸗ 
verwaltung der Staatsſchulden auf Anordnung des Finanzminiſters vierzehn Tage 
vor der Fälligkeit zur Verfügung zu halten. Die Verzinſung oder Umlaufszeit 
der neuen Schuldpapiere darf nicht vor dem Zeitpunkte beginnen, mit dem die 
Verzinſung oder Umlaufszeit der einzulöſenden Schatzanweiſungen oder Mechfel 
aufhört. 

(7) Mann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu a Sins, 
oder Diskontſatze, zu welchen Bedingungen der Kündigung oder mit welcher 
Umlaufszeit ſowie zu welchen Kurſen die Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen 
und Wechſel ausgegeben werden ſollen, beſtimmt der Finanzminiſter. Ebenſo 
bleibt ihm im Falle des Abſ. 3 die Feſtſetzung des Wertverhältniſſes ſowie der 
näheren Bedingungen für Zahlungen im Ausland überlaſſen. 

(s) Im übrigen kommen wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe die 
Vorſchriften des Geſetzes vom 19. Dezember 1869 (Geſetzſamml. S. 1197), des 
Geſetzes vom 8. 11 8 1897 GGeſetzſamml. S. 43) und des Geſetzes vom 3. Mai 
1903 en 155) zur Anwendung. 
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Die Ausführung 1 8 Geſetzes erfolgt urch die zuſtändigen Miniſter. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 8 
Gegeben Großes Hauptquartier, den 11. Juli 1917. 


8 Siegel.) Wilhelm. 
v. Bethmann Hollweg. v. Breitenbach. Sydow. 
v. Trott zu Solz. Frhr. v. Schorlemer. Lentze. v. Loebell. 
a Helfferich. v. Stein. Graf von Roedern. 
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(Nr. 11599.) Erlaß des Staatsminiſteriums, betreffend Anwendung des vereinfachten Ent- 

8 eignungsverfahrens bei der Erweiterung der Anlagen des Großkraftwerkes 
Zſchornewitz, Kreis Bitterfeld, durch die Elektrowerke Aktiengeſellſchaft in 
Berlin. Vom 5. Auguſt 1917. 


Ai Grund des § 1 der Allerhöchſten Verordnung, betreffend ein vereinfachtes 
Enteignungsverfahren zur Beſchaffung von Arbeitsgelegenheit und Beſchäftigung von 
Kriegsgefangenen, vom 11. September 1914 (Geſetzſamml. S. 159) in der Faſſung 
der Verordnungen vom 27. März und 25. September 1915 (Geſetzſamml. S. 57 
und 141) wird beſtimmt, daß das vereinfachte Enteignungsverfahren nach den 

Vorſchriften der Verordnung bei der Erweiterung der Anlagen des Großkraft⸗ 
werkes Zſchornewitz, Kreis Bitterfeld, zu deren Ausführung der Elektrowerke⸗ 
Aktiengeſellſchaft in Berlin das Enteignungsrecht durch den auf Grund Aller⸗ 
höchſter Ermächtigung ergangenen Erlaß des Staatsminiſteriums vom 30. Juli 1917 
verliehen worden iſt, Anwendung findet. 


Berlin, den 5. Auguſt 1917. 


Das Staatsminiſterium. 
v. Breitenbach. Beſeler. Sydow. Helfferich. 
Graf v. Roedern. 


(Nr. 11600.) Erlaß des Staatsminiſteriums, betreffend Anwendung des vereinfachten Ent 
eignungsverfahrens bei dem Bau eines Verbindungsgleiſes zwiſchen dem 
Bahnhof Lehrte und der eh Lehrte-Braunfchweig. Vom 
5. Auguſt 1917, 


Au Grund des § 1 der Allerhöchſten Verordnung, betreffend ein vereinfachtes 
Enteignungsverfahren zur Beſchaffung von Arbeitsgelegenheit und zur Beſchäfti⸗ 
gung von Kriegsgefangenen, vom 11. September 1914 (Geſetzſamml. S. 159) in 
der Faſſung der Verordnungen vom 27. März 1915 (Geſetzſamml. S. 57) und 
vom 25. September 1915 (Geſetzſamml. S. 141) wird beſtimmt, daß das ver⸗ 
einfachte Enteignungsverfahren nach den Vorſchriften dieſer Verordnung auf den 
Bau eines Verbindungsgleiſes zwiſchen dem Bahnhof Lehrte und der Eiſenbahn⸗ 
ſtrecke Lehrte-Braunſchweig Anwendung findet. Zur Ausführung der Eiſenbahn⸗ 
ſtrecke Braunſchweig-Lehrte-Hannover, die durch das Verbindungsgleis ergänzt 
werden ſoll, iſt das Recht zur Entziehung und dauernden Beſchränkung des 
Grundeigentums bereits von dem früheren Königlich Hannoverſchen Miniſterium 
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des Innern am 11. April 1842 und 22. Auguſt 1842 (Geſetzſamml. für das 
Königreich Hannover S. 51 und 193) verliehen worden. : 


Berlin, den 5. Auguft 1917. 


Das Staatsminiſterium. 


v. Breitenbach. Beſeler. Sydow. Lentze. Helfferich. 
Graf v. Roedern. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 Geſetzſamml. S. 357) iſt 

bekannt gemacht: 
der auf Grund Allerhöchſter Ermächtigung vom 16. Auguſt 1914 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsminiſteriums vom 14. Juli 
1917, betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an den Reichs⸗ 
(Militär) Fiskus zur Erweiterung öffentlicher Anlagen im Stadtbezirke 
Graudenz, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung in Marienwerder 
Nr. 30 S. 403, ausgegeben am 28. Juli 1917. 


Medigiert im Bureau des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
Beſtellungen auf einzelne Stücke der Preußiſchen Gefefammlung und auf die Haupt⸗Sachregiſter (1806 bis 1883 zu 6,25 / 
und 1884 bis 1913 zu 4,60 %) find an die Poſtauſtalten zu richten. 


